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Liebe Leserin,  
lieber Leser! 

Wirtschaftsprüfer, Vereidigter Buchprüfer, Steuerberater, Rechtsbeistand

www.heisterborg.de

Haben Sie Fragen zu den 
Beiträgen? Dann melden 
Sie sich gerne bei uns.

Ihr Carsten Kuglarz,
Steuerberater bei 
Heisterborg und Partner
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Steuerfreie Arbeitgeberleistungen

Arbeitgeber können für ihre Arbeitneh-
mer jeweils bis zu € 500,00 im Jahr für 
Gesundheitsfördermaßnahmen steu-
erfrei zuzahlen. Förderfähig sind dabei 
Fördermaßnahmen i. S. von § 20a Abs. 
1 i. V. mit § 20 Abs. 1 Satz 3 SGB V (§ 3 
Nr. 34 Einkommensteuergesetz/EStG). 

Förderungsfähige Gesundheitsmaß- 
nahmen sind jene, die im Leitfaden  
Prävention der Spitzenverbände der 
Krankenkassen enthalten sind, unter 
anderem Kurse zur gesunden Ernäh-
rung, Rückengymnastik, Suchtpräven-
tion, Stressbewältigung.

Nicht steuerfrei sind Zuzahlungen 
oder die Übernahme von Beiträgen zu 
Sportvereinen oder Fitnessstudios. Als 
Arbeitslohn zu versteuern sind auch 
Seminargebühren für „Sensibilisierungs-
wochen“, wie das Finanzgericht (FG) 
Düsseldorf in einem aktuellen Urteil 
entschieden hat (vom 26.1.2017, 9 K 
3682/15 L).

Der Fall

Ein Arbeitgeber bot seinen Mitarbeitern 
die Teilnahme an sogenannten „Sensibi-
lisierungswochen“ an. Zweck dieser Ver-
anstaltung war, die Beschäftigungs- und 
Leistungsfähigkeit sowie die Motivation 

der Belegschaft zu erhalten. Auf dieser 
Veranstaltung wurden unter anderem 
Erkenntnisse über einen gesunden 
Lebensstil vermittelt. Das Angebot rich-
tete sich an sämtliche Mitarbeiter des 
Arbeitgebers – ohne Teilnahmeverpflich- 
tung. Die Aufwendungen betrugen für 
den Arbeitgeber € 1.300,00 pro Person. 
Das Finanzamt behandelte diese Auf-
wendungen als steuerpflichtigen Arbeits-
lohn. Zu Recht, wie das FG entschieden 
hat.

Vorsicht Steuerfalle

Aufwendungen des Arbeitgebers für 
gesundheitspräventive Maßnahmen 
stellen nur dann keinen Arbeitslohn dar, 
wenn die Maßnahmen im ganz überwie-
genden Interesse des Arbeitgebers liegen. 
Dies ist im Regelfall bei Maßnahmen zur 
Vermeidung berufsbedingter Krankheiten 
der Fall.

Problematisch sind in diesem Zusam-
menhang aber gesundheitspräventive 
Maßnahmen, die keinen Bezug zu berufs-
spezifisch bedingten gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen haben. Diese Art der 
Gesundheitsvorsorge liegt nach Auffas-
sung der Finanzgericht-Rechtsprechung 
vor allem im persönlichen Interesse der 
Arbeitnehmer. Damit stellen die vom 
Arbeitgeber übernommenen Kosten 
Arbeitslohn dar. 

Arbeitgeberleistungen für gesund-
heitspräventive Maßnahmen

Wann steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt

DER FALL
Eine zu 100 % behinderte Steuer-
pflichtige machte zum einen Auf-
wendungen für die Unterbringung 
ihres Hundes in einer Hundepen-
sion als haushaltsnahe Dienstleis-
tungen geltend. Die Aufwendungen 
seien wegen ihrer stationären Unter-
bringung in einem Epilepsiezentrum 
und der Vollzeittätigkeit ihres Ehe-
mannes erforderlich. Zum anderen 
machte sie Ausbildungskosten für 
den Hund als außergewöhnliche 
Belastungen geltend. Der Hund 
wurde entsprechend ausgebildet, um 
aufgrund von Veränderungen des 
Hautgeruchs und der Oberflächen-
temperatur Epilepsieanfälle vorzei-
tig erkennen zu können. Daneben 
machte die Steuerpflichtige noch 
ihren Behindertenpauschbetrag gel-
tend.

FG-URTEIL
Die Finanzrichter am Finanzgericht 
Baden-Württemberg ließen den 
Abzug beider Aufwendungen – also 
die Geltendmachung des Behinder-
tenpauschbetrages und der außer-
gewöhnlichen Belastungen – nicht 
zu. Auch die Steuerermäßigung für 
haushaltsnahe Dienstleistungen 
sei ausgeschlossen, soweit die Auf-
wendungen mit dem Behinderten- 
pauschbetrag abgegolten sind 
(Urteil vom 30.11.2016, Az. 2 K 
2338/15). Im Klartext bedeutet dies, 
dass kranke und behinderte Steuer-
pflichtige entweder nur den Pausch-
betrag (dieser beträgt zwischen  
€ 310,00 bei einer Behinderung ab 
25 % und € 1.420,00 bei einer Behin-
derung von mindestens 95 %, § 33b 
Abs. 3 Einkommensteuergesetz/ 
EStG) oder die tatsächlichen Aufwen- 
dungen geltend machen können. 
Die tatsächlichen Aufwendungen 
müssen im Einzelnen nachgewiesen  
werden. 

KOSTEN FÜR  
EPILEPSIEHUND
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Arbeitszimmer

Aufwendungen für ein Arbeitszimmer 
(darunter fallen die Aufwendungen für 
das Zimmer selbst, die anteiligen Kos-
ten für das Gebäude sowie die Kosten 
der Ausstattung wie Möbel usw.) kön-
nen im Regelfall nur dann steuerlich 
geltend gemacht werden, wenn für 
die im Arbeitszimmer zu verrichten-
den Arbeiten kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. Ist dies nachweis-
lich der Fall, können Aufwendungen bis 
zu maximal € 1.250,00 im Jahr geltend 
gemacht werden.

Arztpraxis als anderer Arbeitsplatz

Ob die Arztpraxis grundsätzlich als  
anderer Arbeitsplatz anzusehen und der 
Ärztin/dem Arzt dadurch der Steuerab-
zug für ein zusätzliches Arbeitszimmer 
grundsätzlich verwehrt ist, kommt darauf 
an, ob die Praxisräume für Büroarbeiten 
geeignet sind. Nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs (BFH) ist ein „ande-
rer Arbeitsplatz“ grundsätzlich jeder 
Arbeitsplatz, der zur Erledigung von 
büromäßiger Arbeit geeignet ist. Im 
Streitfall hat ein Logopäde Aufwendun-
gen für ein Arbeitszimmer in der eigenen 
Wohnung als Betriebsausgaben geltend 
gemacht. Das Finanzamt war der Auffas-
sung, dem Logopäden stünde für Büro-
arbeiten ein anderer Arbeitsplatz als 
im häuslichen Arbeitszimmer zur Ver-

fügung. Das Finanzamt versagte damit 
den Abzug von Aufwendungen für das 
Arbeitszimmer in der Steuererklärung.

BFH-Urteil

Der BFH sprach dem Steuerpflichtigen 
hingegen den Steuerabzug für das 
Arbeitszimmer zu (Urteil vom 22.2.2017, 
III R 9/16). Auch ein selbstständig Täti-
ger kann auf ein zusätzliches Arbeits-
zimmer angewiesen sein, so die Richter. 
Anhaltspunkte hierfür können unter 

anderem die Praxisgröße, die Vertrau-
lichkeit der Bürotätigkeit, die Nutzung 
der Praxisräume durch mehrere Ange-
stellte usw. sein. Die Notwendigkeit eines 
Arbeitszimmers für Ärztinnen und Ärzte 
ist daher im Rahmen einer Gesamtwür-
digung der objektiven Umstände im Ein-
zelfall zu prüfen. Ärztinnen und Ärzte 
sollten in jedem Fall ein vorhandenes 
und notwendiges Arbeitszimmer in ihrer 
Steuererklärung geltend machen, auch 
wenn sie daneben Praxisräume unterhal-
ten. 

Arbeitszimmer für Ärztinnen und Ärzte
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Praxis im Regelfall kein anderer Arbeitsplatz

ERWERBE VON TODES WEGEN
Erwerbe von Todes wegen haben viel-
fach den Hintergrund einer Abgel-
tung von an den Erblasser zu Lebzeiten 
unentgeltlich erbrachten Pflegeleistun-
gen.

Das Finanzamt zieht in solchen Fällen 
unter bestimmten Voraussetzungen 
einen Pflegepauschbetrag von bis zu  
€ 20.000,00 vom steuerpflichtigen 
Erwerb bei der Erbschaftsteuer ab (§ 13 
Abs. 1 Nr. 9 des Erbschaftsteuergeset-
zes/ErbStG).

VORAUSSETZUNGEN
Voraussetzung für den Abzug von 
unvergüteten Pflegeleistungen als Erb-

lasserschulden ist also, dass der Erwerb 
bürgerlich-rechtlich als Dienstleistungs-
vergütung zu beurteilen ist. Es müssen 
zwischen dem Erben und dem Erblasser 
dienstvertragliche Beziehungen bestan-
den haben, die über bloße Gefälligkeits-
verhältnisse hinausgehen.

Verspricht der Erblasser, jemanden als 
Entgelt für Dienstleistungen durch eine 
letztwillige Verfügung zu bedenken, 
kann dies einen Vergütungsanspruch 
des Dienstverpflichteten (Erben) her-
vorrufen (§ 612 Abs. 1 und 2 Bürger-
liches Gesetzbuch/BGB). Ein solcher 
Anspruch ist aus den Umständen zu ent-
nehmen, dass die Dienstleistung nicht 
unentgeltlich erfolgen sollte. 

WENN DIE SCHWIEGERTOCHTER 
PFLEGT
Beruft sich der Erbe auf die Pflegeleis-
tungen seiner Ehefrau, ist dies steuer-
schädlich. Denn Dienstleistungen der 
Ehefrau des Erben bleiben stets unbe-
rücksichtigt, weil es in aller Regel nur 
um den steuerpflichtigen Erwerb des 
Erben selbst geht. Es fehlt insoweit an 
der rechtlichen Anspruchserlangung der 
Schwiegertochter als „Dritte“. Wollte 
die Ehefrau des Erben Pflegeleistungen 
geltend machen, müsste sie gegen den 
Erben nicht nur eine Anspruchsgrund-
lage haben, sondern solche Forderun-
gen gegen den Erben auch geltend 
machen. Dies dürfte in der Praxis ohne 
große Bedeutung sein.

PFLEGEPAUSCHBETRAG BEI DER ERBSCHAFTSTEUER 
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HEISTERBORG UND PARTNER
SOMMER 20174

Stand: 8.5.2017

3.7.2017*
Grundsteuer bei jährlicher Fälligkeit

6.7.2017
Ende der Schonfrist für Grundsteuer

10.7.2017
Umsatzsteuer mtl. für Juni bzw. Mai mit Dauer-
Fristverlängerung bei Sondervorauszahlung (1/11 Abschlag)
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer für Juni

13.7.2017
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Umsatzsteuer, Lohn- und  
Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag
Dies gilt nicht bei Barzahlung und Zahlung per Scheck.

25.7.2017
Sozialversicherungsbeiträge Juli (Abgabe Beitragsnachweise)
Zusammenfassende Meldung (Umsatzsteuer)

27.7.2017
Sozialversicherungsbeiträge Juli (Fälligkeit der Beiträge)

10.8.2017
Umsatzsteuer mtl. für Juli bzw. Juni mit Dauer-
Fristverlängerung bei Sondervorauszahlung (1/11 Abschlag)
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer für Juli

14.8.2017
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Umsatzsteuer, Lohn- und  
Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag
Dies gilt nicht bei Barzahlung und Zahlung per Scheck.

15.8.2017**
Gewerbesteuer-Vorauszahlung, Grundsteuer

18.8.2017**
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Gewerbesteuer, Grundsteuer

25.8.2017
Sozialversicherungsbeiträge August (Abgabe Beitragsnachweise)
Zusammenfassende Meldung (Umsatzsteuer)

29.8.2017
Sozialversicherungsbeiträge August (Fälligkeit der Beiträge)

11.9.2017*
Umsatzsteuer mtl. für August bzw. Juli mit Dauer-
Fristverlängerung bei Sondervorauszahlung (1/11 Abschlag)
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer für August,
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer

14.9.2017
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Umsatzsteuer, Lohn- und 
Kirchensteuer, Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag
Dies gilt nicht bei Barzahlung und Zahlung per Scheck.

25.9.2017
Sozialversicherungsbeiträge September (Abgabe Beitragsnachweise)
Zusammenfassende Meldung (Umsatzsteuer)

27.9.2017
Sozialversicherungsbeiträge September (Fälligkeit der Beiträge)

* Verschiebung auf diesen Tag wegen Feiertag (§ 108 Abs. 3 AO)
** Verschiebung des Termins auf den 16.8. bzw. das Ende der 
Schonfrist auf den 21.8. nach § 108 Abs. 3 AO in Bayern (nur in 
Gemeinden mit überwiegend katholischer Bevölkerung) und im 
Saarland wegen Mariä Himmelfahrt.

Anmerkung für Scheckzahler:
Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang 
des Schecks als geleistet.

SEPTEMBER

WICHTIGE ZAHLUNGSTERMINE 

„ELBJAZZ“, HAMBURG
ZEIT: 2. - 3.6.2017
Einmalige Kulisse, maritimer Flair und Jazz pur. Open Air 
und auf Indoor-Bühnen werden hochkarätige, internati-
onale Künstler die ganze Bandbreite des Jazz performen. 
Dieses Jahr ist auch die neue Elbphilharmonie Kulisse für 
ein einzigartiges Jazzprogramm. Mit Sicherheit ein tolles 
Wochenende in der HafenCity und auf dem Werftgelände 
von Blohm+Voss.
www.elbjazz.de/de/festival/programm

„MUSIK FESTIVAL“, RHEINGAU
ZEIT: 24.6. - 2.9.2017
An 30 Spielstätten im Rheingau werden über 170 Kon-
zerte mit Stars der internationalen Musikszene dargebo-
ten. Das Sommerfestival steht im Zeichen von Aufbruch, 
Next Generation, Tanz!Musik sowie Expedition Sound. 
Von Frankfurt über Wiesbaden bis zum Mittelrheintal 
kommen Klassik, Jazz, Weltmusik und Kabarett auf die 
Bühne – einen ganzen Sommer lang!
www.rheingau-musik-festival.de

JULI

AUGUST

Krankenhausrechnungen

Ein Krankenhaus rechnete für einen gefäßchirurgischen Ein-
griff in stationärer Behandlung eine Vergütung in Höhe von rund  
€ 9.300,00 ab. Geltend gemacht wurden unter anderem auch 
Aufwendungen für eine akute respiratorische Insuffizienz (Luft-
not) und eine Herzinsuffizienz als sogenannte Nebendiagnosen.  
Nach einer Prüfung durch den Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen verlangte diese die Rückzahlung eines Teils 
der Vergütung.

Urteil des SG Detmold

Die Krankenkasse klagte schließlich vor dem Sozialgericht (SG) 
Detmold. Die Richter urteilten, dass ein Krankenhaus, das zur 
Behandlung gesetzlich Versicherter zugelassen ist, nachweisen 
muss, dass die für die Vergütung relevanten Maßnahmen im 
Rahmen der stationären Behandlung tatsächlich stattgefunden 
haben. Bleibt das Krankenhaus den Nachweis schuldig, muss es 
anteilig die von der Krankenkasse bereits gezahlte Vergütung 
zurückerstatten (Urteil vom 4.11.2016, S 24 KR 48/15). Im 
Streitfall konnte die aufgetretene Luftnot nicht eindeutig mit 
einer kardialen Ursache verbunden werden. 

Rückzahlungspflicht  
des Krankenhauses bei  
falscher Rechnung 

KULTURLINKS


